
Deutsche an einen Tisch
Das Amtsgericht in P e i n e  gehört zu den 

Gerichten in Westdeutschland, die bereits 
mehrfach deutsche Patrioten, die sich für die 
Volksbefragung gegen die Remilitarisierung 
eingesetzt hatten, freigesprochen haben. Nach­
stehend veröffentlichen wir einen Brief des 
Richterkollegiums des Landgerichts E b e r s -  
w a i d  e an dieses westdeutsche Gericht.

Eberswalde, den 26. Oktober 1951. 
An das Amtsgericht

in P e i n e  
z. Hd. des Herrn Strafrichters.

Werter Herr Kollege!
Wie wir aus der Presse erfahren haben, hat Ihr Amts­

gericht in zwei Fällen die Eröffnung des Hauptver­
fahrens gegen Menschen abgelehnt, die sich für die 
Durchführung der Volksbefragung in der Bundes­
republik eingesetzt haben und aktiv tätig geworden 
sind.

Wie sich ergeben hat, wurde die Eröffnung des 
Hauptverfahrens deswegen abgelehnt, weil sich die 
betreffenden Friedenskämpfer nicht im Sinne des § 110

des StGB schuldig gemacht haben und nicht zum Un­
gehorsam gegen Gesetze aufforderteh.

Diese Entscheidung ist richtig und wird von uns 
begrüßt. Nach Artikel 4 Abs. 3 Ihres Grundgesetzes 
ist ausdrücklich jedem Bürger das Recht garantiert, 
den Kriegsdienst mit der Waffe zu verweigern. Die 
Volksbefragung ist daher verfassungsmäßig gerecht­
fertigt und verstößt nicht gegen die Gesetze. Die Volks­
befragung ist aber darüber hinaus eine zwingende Not­
wendigkeit für die Einheit unseres Vaterlandes und 
den baldigen Abschluß eines Friedensvertrages. Nur 
ein nicht remilitarisiertes Deutschland ohne Be­
satzungstruppen kann sich demokratisch entwickeln 
und unserem Volke Nutzen bringen, ihm den Wieder­
aufbau garantieren.

In der Annahme, daß Sie Ihrer Entscheidung diese 
Gedanken zugrunde gelegt haben, geben wir Ihnen 
die Versicherung, daß die gesamte Bevölkerung der 
Deutschen Demokratischen Republik und alle fried­
liebenden Menschen überhaupt hinter Ihnen und Ihrer 
Entscheidung stehen.

Mit kollegialem Gruß!
Das Richterkollegium 

des Landgerichts Eberswalde.

Aus  der  Prax i s  — für  d i e  Prax i s

Ist die Grundstücksschätzung noch erforderlich 
und ist das Vollstreckungsgericht zu deren Über­
prüfung verpflichtet?

Die Frage, ob nicht die Grundstücksschätzung bei der 
Zwangsversteigerung dadurch entbehrlich geworden 
ist, daß nach § 1 GeboteVO vom 30. Juni 1941 das 
höchstzulässige Gebot von der Preisbehörde zu bestim­
men ist, wird deshalb oft gestellt, weil durch die 
Schätzung Kosten entstehen, die nach der Meinung der 
Betroffenen unnötig sind. Dieser Ansicht kann nicht 
gefolgt werden. Einmal verlangt die Preisbehörde, die 
das Gericht bei der Festsetzung des höchstzulässigen 
Gebots zu unterstützen hat, in der Regel — die Preis­
behörde in Leipzig in jedem Falle — die vorherige 
Schätzung des Grundstücks; zum anderen dient die 
Schätzung nicht nur der Preisermittlung, sondern gibt 
auch Auskunft über die Lage, die Bebauung und die 
Beschaffenheit des Grundstücks sowie über das Grund­
stückszubehör usw. Das ist nicht nur von Bedeutung 
für das Gericht, insbesondere für die Grundstücks­
beschreibung in der Terminsbekanntmachung, sondern 
vor allem auch für die Bietlustigen und Beteiligten, die 
schon vor dem Versteigerungstermin sich durch Ein­
sichtnahme in das Schätzungsgutachten informieren 
wollen. Die Preisbehörde beschränkt sich bei der Fest­
setzung des höchstzulässigen Gebots auf eine Über­
prüfung des Sachverständigengutachtens, auf das auf 
keinen Fall verzichtet werden kann. Aus Kostenerspar­
nisgründen empfiehlt es sich jedoch, die Schätzung erst 
vornehmen zu lassen und die Preisbehörde nur dann 
um Festsetzung des höchstzulässigen Gebots zu er­
suchen, wenn eine einstweilige Einstellung des Ver­
fahrens auf Grund der ZwangsvollstreckungsVO vom
26. Mai 19331 abgelehnt worden ist und der die Einstel­
lung versagende Beschluß Rechtskraft erlangt hat, es 
sei denn, daß die Wertermittlung für die von Amts 
wegen vorzunehmende Prüfung der Einstellungsfrage 
von ausschlaggender Bedeutung ist.

Ein Fehler, der nach den von mir gemachten1 Erfah­
rungen häufig vorkommt, ist der, daß die Gerichte sich 
oftmals selbst nicht in genügendem Maße mit der 
Wertschätzung des Grundstücks befassen, sondern diese 
in der/Meinung, daß das Gericht auf die Schätzung 
keinen) Einfluß habe, ungelesen an die Preisbehörde 
weiterreichen. Es könnte sonst nicht Vorkommen, daß 
das Gericht offensichtliche Fehler des Gutachtens

übersieht, die z. B. darin bestehen, daß der Sachver­
ständige nicht sämtliche Flurstücke berücksichtigt 
oder das Grundstückszubehör vollkommen außer acht 
gelassen hat, weil er nicht über die erforderliche Sach­
kunde verfügte oder sich über den Begriff des Zube­
hörs nicht im klaren war. Das Vollstreckungsgericht ist 
freilich nicht befugt, das Gutachten sachlich zu über­
prüfen, wohl aber hat es meiner Meinung nach auf 
jeden Fall das Gutachten nach der Richtung zu prüfen, 
ob der Sachverständige alle Flurstücke, die das Grund­
stück bilden, geschätzt und auch das Grundstückszu­
behör erfaßt hat. Enthält die Wertschätzung kein Zu­
behör oder bestehen Zweifel an seiner Vollständigkeit, 
so ist die Sache mit dem Sachverständigen zu klären. 
Das wird vor allem erforderlich sein, wenn es sich um 
Fabrikgebäude und dergl. handelt. Das Gericht kann 
und darf sich m. E. nicht darauf verlassen, daß die 
Preisbehörde solche Mängel feststellt. In einem mir 
bekannten Falle, bei dem es sich um ein Fabrikgrund­
stück handelte, hatte der Sachverständige die Maschi­
nen usw., die Grundstückszubehör waren, nicht ge­
schätzt, deren Wert den der Gebäude und des Grund 
und Bodens weit überstieg. Auch die Preisbehörde 
hatte in diesem Falle die Unterlassung der Schätzung 
des Zubehörs nicht bemerkt und war zu einer Schät­
zung gelangt, die um etwa 100 000 DM unter dem wirk­
lichen Schätzwert lag. Ebenso empfiehlt sich eine rech­
nerische Nachprüfung, da auch der Sachverständige 
Fehler machen kann. So war dem Sachverständigen in 
einem Falle ein Rechenfehler unterlaufen, der sich bei 
der Festsetzung des höchstzulässigen Gebots auswirkte 
und den auch die Preisbehörde nicht bemerkte. Aus 
diesen Gründen halte ich es für notwendig, daß Äne 
Überprüfung des Gutachtens durch das Gericht er­
folgt. Es kann sich m. E. nicht darauf berufen, daß die 
Schätzung nicht Sache des Gerichts sei und die Betei­
ligten die Möglichkeit hätten, gegen die Festsetzung 
des höchstzulässigen Gebots* gegebenenfalls Beschwerde 
einzulegen. Nach meiner Auffassung würde die Unter­
lassung einer solchen Prüfung unter Umständen Re­
greßansprüche auslösen.

Für die Terminsbekanntmachung in der Zwangsver­
steigerung ist von Bedeutung, daß der Inhalt der §§ 37, 
38 ZVG insofern erweitert worden ist, als auch der 
Betrag des höchst zulässigen Gebots in die Termins­
bekanntmachung aufgenommen werden „soll“ {§ 1 
GeboteVO). Nach der DurchfVO zur GeboteVO „hat“ 
das Vollstreckungsgericht den Bescheid der Preis­
behörde in der Terminsbekanntmachung unter Angabe
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